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Für ein gesamtdeutsches Wahlgesetz
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Die ersten Wochen des Jahres 1952 haben gezeigt, daß der Kampf des deutschen Volkes um seine nationale 
Befreiung in das entscheidende Stadium eingetreten ist. Lange genug hat Herr Adenauer versucht, seine 
Politik der Kriegsvorbereitung und der Verhinderung der deutschen Einheit hinter hochtrabenden Parolen 
wie der von der „europäischen Integration“ zu tarnen und die Bevölkerung Westdeutschlands über den wirk
lichen Inhalt seiner geheimen Verhandlungen mit den westlichen Besatzungsmächten zu täuschen. Dieses 
Manöver ist gescheitert. Die deutschen Menschen in Ost und West begreifen die Richtigkeit der Feststellung 
unseres Ministerpräsidenten Grotewohl in seiner Regierungserklärung vom 9. Januar 1952, daß die Politik der 
Adenauer-Regierung den Kurs auf den Krieg klar erkennen läßt.

Während das Bonner Bundesparlament noch am 6. Januar mitteilte, daß eine Meldung aus alliierten Kreisen 
über die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Westdeutschland den Tatsachen weit vorauseile, zeigen die 
Ankündigungen des inoffiziellen Kriegsministers der Adenauer-Regierung, Blank, und die Wehrdebatte im 
Bonner Bundestag ebenso wie die offenen Diskussionen über die Finanzierung der deutschen Truppenkontin
gente, daß die Aufstellung einer westdeutschen Wehrmacht im Dienste der amerikanischen Imperialisten und 
ihrer deutschen Verbündeten jetzt in Angriff genommen wird. Die Enthüllungen des Stellvertreters des 
Ministerpräsidenten Walter Ulbricht über den Inhalt des Generalvertrages in der Pressekonferenz vom 
17. Januar 1952 haben in ganz Deutschland ungeheures Aufsehen erregt. Für die breite Front der demokra
tischen und friedliebenden Deutschen kann kein Zweifel mehr bestehen, daß die sich täglich vergrößernde 
Gefahr für unser Volk nicht mehr durch passive Ablehnung der Aufrüstung äbgewendet werden kann. Die 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik hat aus dieser Erkenntnis die richtige Folgerung ge
zogen, indem sie in ihrer einstimmig angenommenen Erklärung vom 7. Februar 1952 die deutschen Männer, 
Frauen und Jugendlichen aufruft, aus nationaler Verantwortung zu geschlossenen Aktionen gegen die Pläne 
der Kriegsbrandstifter überzugehen.

Der Kampf gegen die Kriegsvorbereitungen ist die Sache aller friedliebenden Deutschen. Ohne Rücksicht 
auf Parteizugehörigkeit und Weltanschauung entwickelt die Bevölkerung Westdeutschlands eine täglich zu
nehmende Aktivität. Die Tätigkeit der „Notgemeinschaft“ für die Erhaltung des Friedens, deren Erklärungen 
in Westdeutschland ein immer breiteres Echo finden, trägt dazu bei, die noch indifferenten Menschen über die 
drohende Gefahr aufzuklären. Es ist bezeichnend, daß die Versammlungen, in denen die Zentrums-Politikerin 
Frau Helene Wessel gegen die Remilitarisierung spricht, ständig überfüllt sind. Am 7. Februar 1952, an dem 
die Wehrdebatte im Bonner Bundestag begann, demonstrierten Tausende von Patrioten in Bonn unter der 
Losung „Statt Wehrdebatte gesamtdeutsche Beratungen“. Die Adenauer-Regierung setzte gegen diese demokra
tischen Meinungsäußerungen der Bevölkerung Polizeieinheiten mit Wasserwerfern ein und bewies damit aufs 
neue, daß sie gewillt ist, ihre Kriegspolitik auch gegen den Willen des deutschen Volkes weiterzuführen.

Ausdruck dieses brutalen Unterdrückungswillens gegen die demokratischen Rechte der Bevölkerung ist die 
Klage, die Herr Dr. Lehr beim Bundesverfassungsgericht gegen die Kommunistische Partei Deutschlands ein
gereicht hat. Die inzwischen veröffentlichte Anklageschrift zeigt, daß die Adenauer-Regierung mit unwahren 
Behauptungen versucht, ein angeblich verfassungswidriges Verhalten dieser Partei zu begründen. Sie hat des
halb auf Veranlassung des amerikanischen Hohen Kommissars eine Anordnung des Bundesverfassungsgerichts 
erwirkt, um mit Polizeikräften in die Büros der Kommunistischen Partei und in die Arbeitsräume gewählter 
Abgeordneter einzudringen. Die Lehrpolizei führte solche Gewaltmaßnahmen auch in Wohnungen anderer 
fortschrittlicher Persönlichkeiten durch, wie z. B. in den Wohnungen des Sozialdemokraten August Kuper in 
Frankfurt am Main und der Vorsitzenden des pemokratischen Frauenbundes in Stuttgart. Vor dieser Aktion, 
die bezeichnenderweise gerade in den Ländern begann, in denen rechte SPD-Führer als Ministerpräsidenten 
oder Innenminister tätig sind, fanden Besprechungen zwischen Mitgliedern der Adenauer-Regierung und 
Führern der SPD statt. Es liegt klar auf der Hand, daß hier ein systematischer terroristischer Angriff auf die 
Kreise durchgeführt worden ist, die als ehrliche Patrioten um Einheit und Frieden für unser Volk kämpfen 
und deshalb die volksfeindlichen Ziele der Politik der Adenauer-Regierung vor der westdeutschen Bevölkerung 
entlarven.

Wie im Jahre 1933 wird bereits jetzt in Westdeutschland sichtbar, daß die Unterdrückungsmaßnahmen gegen 
die Kommunistische Partei nur den Beginn einer neuen Terrorwelle gegen alle friedliebenden und demokra
tischen Kräfte darstellen sollen. Die offene faschistische Hetze, die sich gleichzeitig z. B. gegen hervorragende 
christliche Friedenskämpfer, wie Kirchenpräsident Niemöller oder Altreichskanzler Dr. Wirth oder den früheren 
Innenminister der Bonner Regierung Heinemann richtet, zeigt die Linie der Entwicklung an. Das deutsche 
Volk aber hat aus den Jahren des Hitlerfaschismus gelernt, daß es darauf ankommt, ohne Rücksicht auf 
politische oder religiöse Unterschiede gemeinsam den Kampf um Frieden und Demokratie zu führen. In dieser 
patriotischen Einheit der friedliebenden Kräfte, die es täglich weiter zu entwickeln und zu verstärken gilt, liegt 
die Gewähr dafür, daß die Kriegspolitik Adenauers scheitern wird.
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